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Im ersten Teil des Gesprächs wies 

Bernhard Lorenz darauf hin, dass die 

Verfälschung historischer Tatsachen 

durch die „Linke“ nicht ohne Folgen 

bleiben kann. 

 

Wiesbaden extra: Welche Folgen mei-

nen Sie in diesem Zusammenhang? 

 
Bernhard Lorenz: Ein Blick in die Ge-
schichte zeigt: Freiheit und Sozialis-
mus passen weltweit nicht zusammen. 
Wer ein sozialistisches System in der 
Bundesrepublik Deutschland installie-
ren will, verneint die Freiheit jedes 
Einzelnen.  
 
In ihrem aktuell gültigen Grundsatz-
programm legt sich die Linkspartei 
fest: „Die Politik der Linkspartei.PDS 
soll dazu beitragen, [...] [die] Macht- 
und Eigentumsverhältnisse zu verän-
dern [...] Sozialistische Politik [...] zielt 
heute auf die [...] Umgestaltung von 
Eigentums- und Machtstrukturen [...] 
Die Linkspartei.PDS setzt sich für eine 
Politik ein, die [...] auf einen prinzi-
piellen Umbau der Gesellschaft zielt.“ 
 

Was wäre daran das Problem? 

 
Die Übertragung von Macht auf Zeit, 
der Grundgedanke der Demokratie, ist 
mit sozialistischem Gedankengut un-
vereinbar. Sozialismus bedeutet des-
halb immer Diktatur. Diese wird not-
falls mit Gewalt aufrechterhalten. 
Auch die SED schreckte nicht vor Ge-
waltanwendung zurück, wenn es dar-
um ging, die eigene Macht zu sichern. 
Als am 17. Juni 1953 die Arbeiter in 
der DDR freie Wahlen forderten, lie-
ßen die SED-Machthaber Panzer den 
Volksaufstand gegen ihre Diktatur 
blutig niederwalzen. Mit Gewehrsal-
ven beantwortete die selbsternannte 
„Vorhut der Arbeiterklasse“ die Rufe 
der Arbeiter nach Meinungs- und Pres-
sefreiheit.  
 
Acht Jahre später beraubte die SED die 
Menschen in der DDR auch noch ihrer 

Bewegungsfreiheit. Am 13. August 
1961 mauerte das SED-Regime seine 
Bürger ein und goss damit das Schei-
tern des „Sozialismus auf deutschem 
Boden“ in Beton. Ohne Splitterminen 
und Selbstschussanlagen wären die 
Kommunisten bereits zu diesem Zeit-
punkt gescheitert. Doch bis heute wei-
gert sich die „Linke“, den Realsozialis-
mus und dessen Gewalttaten und Fol-
gen zu verurteilen. 
 

Aber den Mauerbau muss man doch 

verurteilen. 

 
Die Rechtfertigung des Mauerbaus ist 
ein Beispiel für die unerträgliche Ge-
schichtsklitterung der SED-Erben. So 
fand 1999 das PDS-Vorstandsmitglied 
Michael Benjamin lobende Worte für 
den Mauerbau, der in seinen Augen 
„eine völkerrechtlich zulässige und 
[…] angemessene Maßnahme“ war.  
 
2001 rechtfertigte auch der stellvertre-
tende Parteivorsitzende Peter Porsch 
Stacheldraht und Schießbefehl: „Die 
Mauer hat 1961 den Frieden in Europa 
und der Welt erhalten. Niemand wäre 
damit geholfen, wenn wir uns für die 
Mauer entschuldigten.“ 2006 verstieg 
sich Hans Modrow sogar soweit, die 
Bundesrepublik Deutschland für den 
Mauerbau und seine Folgen mitverant-
wortlich zu machen – ganz so, als ob 
Konrad Adenauer und nicht Walter 
Ulbricht den Mauerbau angeordnet 
hätte: „Die Verantwortung für die To-
ten tragen die Verantwortlichen auf 
beiden Seiten [… Ich ] gebe […] der 
BRD eine Mitschuld an der innerdeut-
schen Grenze.“ 
 

Mit der Rechtfertigung des Mauer-

baus werden doch auch die Mauerto-

ten legitimiert. 

 
Das ist das zynische an der Auffassung 
der „Linken“. Die Prozesse um die 
Mauertoten hält Hans Modrow für 
„Siegerjustiz“, indem er sagt: „Die 
Prozesse gegen ehemalige Mitglieder 

des Politbüros und gegen so genannte 
Mauerschützen halte ich nicht für völ-
kerrechtlich gedeckt.“ Im Rahmen 
dieser Äußerungen bewegt sich auch 
die niedersächsische Landtagsabgeord-
nete Christel Wegner, wenn sie im 
Frühjahr 2008 sagt: „Der Bau der 
Mauer war in jedem Fall eine Maßnah-
me um sozusagen zu verhindern, dass 
weiterhin Westdeutsche in die DDR 
konnten.“ Diese Äußerungen zeigen, 
welches Denken in den Köpfen führen-
der Repräsentanten der Linkspartei 
Platz hat. 
 

Aber es gab doch nachweislich den 

Schießbefehl und die Toten an der 

Mauer. 

 
Im Umgang mit der Vergangenheit 
gibt sich die Linkspartei mit Relativie-
rungen und Schönrednereien der SED-
Diktatur keineswegs zufrieden. Auch 
das Leugnen historischer Tatsachen ist 
fester Bestandteil ihrer Art der Ausei-
nandersetzung mit der eigenen Ge-
schichte. Nach gesicherten Daten ka-
men zwischen 1961 und 1989 mindes-
tens 136 Menschen bei Fluchtversu-
chen alleine an der Berliner Mauer 
ums Leben. 
 

Und der Schießbefehl? 

 
Auch die Leugnung des Schießbefehls 
bis in die heutige Zeit ist symptoma-
tisch für den verschobenen Blick der 
„Linken“ auf die eigene Vergangen-
heit. Dies zeigte sich zuletzt, als fol-
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gender Schießbefehl an der in-
nerdeutschen Grenze 2007 publik 
wurde: „Zögern sie nicht mit der 
Anwendung der Schusswaffe, 
auch dann nicht, wenn die 
Grenzdurchbrüche mit Frauen 
und Kindern erfolgen, was sich 
die Verräter schon oft zunutze 
gemacht haben.“  
 
Obwohl spätestens jetzt auch in 
der Zeitung jeder schwarz auf 
weiß nachlesen kann, dass es an 
der innerdeutschen Grenze den Befehl 
der DDR-Oberen gab, auf wehrlose 
Menschen zu schießen, streiten die 
SED-Erben weiterhin alles ab. So äu-
ßerte Lothar Bisky: „Für mich ist nicht 
belegt, dass es einen generellen 
Schießbefehl gab.“ Damit fällt der 
Vorsitzende der Linkspartei sogar noch 
hinter den wegen Totschlags an der 
innerdeutschen Grenze rechtskräftig 
v e r u r t e i l t e n  l e t z t e n  S E D -
Generalsekretär Egon Krenz zurück. 
Nach jahrelangem Leugnen gab dieser 
im März 2008 zu: „Es gab einen 
Schießbefehl“. 
 

Aber all dies hat mit einer ehrlichen 

und authentischen Aufarbeitung der 

Vergangenheit der „Linken“ nicht 

mehr viel zu tun. 

 
Richtig. Die Linkspartei, die sonst so 
viel Wert auf ihre angebliche „Ost-
kompetenz“ legt, will einfach nicht 
wahrhaben, wie menschenverachtend 
die Partei- und Staatsführung der DDR 
mit der eigenen Bevölkerung umging. 
Die Erbschaft der SED lässt sich eben 
nicht bewältigen, indem man einfach 
die Türschilder auswechselt.  

 

Bemerken die Mitglieder der „Lin-

ken“ dies etwa nicht? 

 
Doch. Mehrere Neumitglieder haben 
dies inzwischen begriffen und treten 
deshalb aus der Partei aus. So zum 
Beispiel Peter Marekfia, ehemaliger 
Ortsvereinsvorsitzender der Linkspar-
tei Saarbrücken/St. Johann. In der 
Saarbrücker Zeitung wird er zitiert: 
„Mit Leuten, die für die Mauertoten 
mitverantwortlich seien, habe ich 
nichts gemein.“ Doch nicht nur im 
Saarland, auch in Hessen und Nieder-
sachsen erkennen Ex-WASG-Mitglie-
der den wahren Charakter der Links-
partei und wenden sich angewidert ab. 
Karl-Klaus Sieloff, Ex-WASG-Mit-
glied und Direktkandidat der Linkspar-
tei für die Hessische Landtagswahl 
2008, warnte leider vergeblich: „Die 
Linkspartei darf es am 27. Januar nicht 
in das Parlament schaffen. […]  
 
Die Parteiführung ist verlogen, unde-
mokratisch und totalitär. […] Den Ton 
geben Anarchisten, Altkommunisten 
und Chaoten an. […] Die Verbrechen 
der DDR anzusprechen oder von Auf-

arbeitung zu sprechen, ist absolut 
tabu. Da wird man sofort als 
Rechter beschimpft.“ Sieloff hat 
der Linkspartei gleichfalls den 
Rücken gekehrt. Ganz ähnlich 
klang die Warnung aus Nieder-
sachsen von Klaus Falk, ebenfalls 
Ex-WASG-Mitglied und mittler-
weile auch aus der Linkspartei 
ausgetreten. „Die Landesliste ist 
dominiert von Vertretern der 
kommunistischen Plattform und 
antikapitalistischen Linken.“ 

Manfred Sohn, auf Platz zwei der Lan-
desliste der Linken zur Landtagswahl 
in Niedersachsen 2008, habe sich „nie 
inhaltlich davon [von seiner DKP-
Vergangenheit] los gesagt“ und in ei-
nem Zeitschriftenbeitrag behauptet, die 
DDR sei „über 40 Jahre lang der fried-
lichere und sozial gerechtere Teil 
Deutschlands“ gewesen. 
 

Welche Schlüsse muss man aus dem 

Umgang der „Linken“ mit der eige-

nen Vergangenheit schließen? 

 
Alle diese Beispiele zeigen eines: Die 
Linkspartei verharmlost noch immer 
die brutale SED-Diktatur. Sie relati-
viert deren Unrechtscharakter und 
leugnet so die eigene Vergangenheit. 
Die SED-Erben haben den Mauerbau 
bis heute nicht verurteilt und leugnen 
wider besseren Wissens den Schießbe-
fehl. Wer der Linkspartei angesichts 
dieser Tatsachen trotzdem einen 
grundsätzlichen Wandel bescheinigt, 
der will oder kann die Wirklichkeit 
nicht zur Kenntnis nehmen. 
 

(red) 

Nutzen und Lasten müssen beim in-

terkommunalen Finanzausgleich ge-

recht verteilt werden! 

 
„Knapp 40 Prozent der 11.000 Auszu-
bildenden, die in Wiesbaden eine Be-
rufsschule besuchen, kommen von 
außerhalb. Allein im aktuellen Kon-
junkturprogramm werden hier 6,3 Mio. 
Euro investiert. Der Sanierungsbedarf 
insgesamt liegt im zweistelligen Milli-
onenbereich. Warum sollte der Wies-

badener Steuerzahler alles oder alle 
anderen nichts bezahlen?“ Mit dieser 
Frage lädt der Finanzpolitiker der 
CDU-Rathausfraktion und Vorsitzende 
des Revisionsausschusses der Landes-
hauptstadt, Torsten Tollebeek, die um-
liegenden Kommunen ein, sich an den 
Baukosten zu beteiligen. 
 
Im beschlossenen Konjunkturpro-
gramm „Schule“ tauchen auch die fünf 
Berufsschulen in Wiesbaden auf: Die 

Schulze-Delitzsch-Schule mit 4 Mio. 
Euro, die Louise-Schroeder-Schule mit 
1,3 Mio., die Friedrich-List-Schule mit 
630.000 Euro und die Friedrich-Ebert-
Schule mit 300.000 Euro. Der Neu- 
bzw. Erweiterungsbau für die Ker-
chensteinerschule ist im Haushalt mit 
7,7 Mio. Euro beziffert.  
 
„Von diesen Baumaßnahmen profitie-
ren alle Berufsschüler, auch die 4.000 
Auswärtigen“, freut sich der CDU-



Politiker über die anstehenden Verbes-
serungen. Mit diesen Sonderinvestitio-
nen können die dringendsten Projekte 
umgesetzt werden. Darüber hinaus 
gebe es aber noch einen weiteren er-
heblichen Finanzbedarf für Sanierun-
gen bzw. Neubauten.  
 
„Das kann Wiesbaden alleine nicht 
schultern. Schließlich hat auch das 
Umland einiges an Geld für den Schul-
bau aus dem Konjunkturprogramm 
bekommen: Main-Taunus 33 Mio. Eu-
ro, der Rheingau-Taunus 30 Mio. Eu-
ro“, rechnet der Unionspolitiker den 

Nachbarn vor. Innerhalb der Wiesbade-
ner Kommunalpolitik herrsche Kon-
sens, dass das Land auf eine interkom-
munale und - für Mainzer Berufsschü-
ler in Wiesbaden - auf eine länderüber-
greifende Regelung hinwirken soll, 
damit Kosten und Nutzen gerecht ver-
teilt würden.  
 
Das Umland nutze den ÖPNV, Kultur- 
und Freizeiteinrichtungen in Wiesba-
den mit, die durch Wiesbadener Steuer-
zahler finanziert werden. „Wenn das 
‚geschenkt‘ ist, dann sind unsere Nach-
barn moralisch verpflichtet, wenigstens 

bei den gemeinsam genutzten Berufs-
schulen Wiesbaden zu unterstützen“, 
schlussfolgert Torsten Tollebeek. An-
derenfalls könne sich das Umland nied-
rigere Gewerbesteuern leisten und da-
durch Firmen ins Umland abwerben. 
Der Einkommenssteueranteil werde am 
Wohnort erhoben.  
 
Dadurch entstünden Speckgürtel um 
die Oberzentren. „Die Lasten fallen im 
Kern, die Vorteile in der Peripherie 
an“, stellt Torsten Tollebeek abschlie-
ßend fest.  

(red) 
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Die Vorbereitungen zur Volkszählung 

2011 gehen in die heiße Phase 

 
Mit Stichtag 3. November 2008 gab es 
12.987.543 Rindviecher in Deutsch-
land, davon 632 in Berlin. Wir wissen 
also genau, wie viele Rindviecher wel-
chen Alters wo in Deutschland leben.  
 
Wenn wir jedoch genau wissen wollen, 
wie viele Menschen in Deutschland 
leben, dann müssen wir leider feststel-
len, „nichts Genaues weiß man nicht“. 
Es gibt keine exakten Daten über Um-
fang und Zusammensetzung der Bevöl-
kerung in Deutschland. 
 
Wir arbeiten noch immer auf Grundla-
ge der Zahlen der Volkszählung von 
1987 für die alten Bundesländer - für 
die neuen greifen wir sogar auf Zahlen 
der DDR-Erhebung von 1981 zurück! 
Kein anderes europäisches Land hat so 
alte Daten! 
 
Genaue, nach soziodemographischen 
Strukturmerkmalen differenzierbare 
Bevölkerungszahlen sind aber die we-
sentliche Grundlage für viele politische 
und wirtschaftliche Planungen, ebenso 
wie für die wissenschaftliche For-
schung.  
 
Wie viele Kindergartenplätze braucht 
eine Gemeinde? Wie viele Schulen 
und wie viele Altenheime? Ist das neue 
Krankenhaus notwendig? Alles Fra-
gen, die sich nur auf der Basis verläss-
licher Bevölkerungsdaten beantworten 
lassen.  
 
Gleiches gilt für die Einteilung von 
Bundestagswahlkreisen oder für den 
Finanzausgleich zwischen den Län-
dern. Wahlkreise dürfen in ihrer Größe 
nicht zu sehr voneinander abweichen, 
sonst kann theoretisch sogar die Wahl 
angefochten werden. Und im Länderfi-
nanzausgleich geht es um viel Geld, 
hier fällt jeder Einwohner mit rund 
2.000 Euro ins Gewicht.  
 
Wenn man das weiß, und wenn man 
weiß, dass die amtliche Einwohnerzahl 

in rund 50 Rechtsvorschriften eine 
wichtige Bemessungsgrundlage dar-
stellt, dann wird deutlich, wie wichtig 
auch hier verlässliche Zahlen sind.  
 
Solides Datenmaterial ist also die Vor-
aussetzung für gute Politik. Wir kön-
nen die notwendigen Veränderungs-
prozesse nur dann gestalten, wenn wir 
über ein angemessenes Bild der Wirk-
lichkeit unserer Gesellschaft verfügen.  
 
Am 19. März haben wir daher im 
Deutschen Bundestag in erster Lesung 
das Gesetz beraten, das den für 2011 
geplanten Zensus in Deutschland an-
ordnen wird.  
 
Für die CDU/CSU-Fraktion bin ich im 
Innenausschuss die federführende Be-
richterstatterin und maßgeblich für uns 
für den Gesetzesentwurf zuständig. 
Die Akten für das Gesetz stapeln sich 
zurzeit auf meinem Schreibtisch; ich 
koordiniere Fachgespräche und bünde-
le und vertrete unsere Interessen im 
Innenausschuss und im Plenum, was 
mir viel Spaß macht! 
 
Dabei fällt auf: Selbst die Grünen ste-
hen einer Volkszählung nicht grund-
sätzlich ablehnend gegenüber. Das ist 
eine Sensation, wenn man bedenkt was 
im Vorfeld der Volkszählung 1987 los 
war: Flugblätter mit dem Titel „99 
Wege, einen Fragebogen zu zerstören“ 
verteilten die Grünen. Von (ich zitie-
re): "Reißen, Schneiden, Kaffeeaus-
schütten" bis hin zum Versenden "an 
die deutsche Botschaft in Botswana" 
wurden "differenzierte Methoden für 
den Volksaushorchungsboykotteur" 
vorgeschlagen. 
 
Übertroffen wurden die Grünen frei-
lich noch von den Demonstranten, die 
gegen die Volkszählung mit dem 
Spruch mobil machten: „Zählt nicht 
uns, zählt eure Tage“. 
 
Heute ist die Stimmung eine andere. 
Vielleicht auch, weil die Notwendig-
keit neuer Daten so offensichtlich ist: 
So hat eine erste Testerhebung zur 

Vorbereitung des Zensus gezeigt, wie 
falsch wir mit unseren offiziellen Da-
ten liegen dürften:  
 
Die aktuellen Bevölkerungszahlen 
dürften zurzeit um mindestens 1,3 Mil-
lionen überhöht sein. Das Ausländer-
zentralregister weist 600.000 weniger 
Ausländerinnen und Ausländer auf als 
die Bevölkerungsfortschreibung. 
 
Dass Einwände gegen eine Volkszäh-
lung kaum zu vernehmen sind, dürfte 
auch daran liegen, dass sich die Me-
thode 2011 grundsätzlich von einer 
traditionellen Volkszählung unter-
scheiden wird. Es wird keine umfang-
reiche Befragung aller Haushalte ge-
ben.  
 
In erster Linie werden bestehende Re-
gister genutzt, vor allem die Meldere-
gister der Kommunen und die Daten 
der Bundesagentur für Arbeit. Nur um 
Ungenauigkeiten zu erkennen und um 
solche Daten zu erhalten, für die es - 
wie etwa im Falle des Bildungsab-
schlusses - keine bundesweiten Ver-
waltungsdaten gibt, wird im Jahr 2011 
ein kleiner Teil der Bevölkerung direkt 
von Interviewern befragt werden. Wir 
reden hier von zirka sieben bis acht 
Prozent. Außerdem werden die rund 
17,5 Millionen Eigentümer und Ver-
walter von Wohnraum schriftlich be-
fragt werden, da wir nur so statistisch 
alle Haushalte erfassen können. 
 
Die Entwicklung dieser Methode ist 
vor allem den Mitarbeitern des Statisti-
schen Bundesamtes in Wiesbaden und 
den Mitarbeitern der Statistischen Lan-
desämter zu verdanken. Die Methode 
des nun geplanten registergestützten 
Zensus wurde von ihnen in jahrelanger 
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Arbeit entwickelt. Als statistikbegeis-
terte Soziologin muss ich betonen: 
Hier wurde eine Pionierarbeit geleistet, 
die nicht hoch genug eingeschätzt wer-
den kann! 
 
Nun aber geht es im Deutschen Bun-
destag um die gesetzgeberischen De-
tails: Das nun vorliegende Gesetz zum 
Zensus 2011 werden wir weiter inten-
siv beraten; eine Öffentliche Anhörung 
ist für den 20. April geplant. 
 
Sie wissen ja: Aus dem Deutschen 
Bundestag kommt selten etwas wieder 
so raus, wie es reingekommen ist. Das 
wird wohl auch mit diesem Gesetz 
nicht anders sein.  

Als federführende Berichterstatterin 
der CDU/CSU-Fraktion für das Thema 
Zensus im Innenausschuss vertrete ich 
die Forderung, das Merkmal „Migra-
tionshintergrund“ in die Stichproben-
befragung aufzunehmen.  
 
Oder es gibt die Forderung des Bun-
desrates, das Merkmal „Religionszuge-
hörigkeit“ in die Stichprobe aufzuneh-
men. Auch diesen Vorschlag prüfen 
wir zurzeit sehr sorgfältig. Seit der 
Kaiserzeit erheben wir in Deutschland 
das Merkmal Religion bei Volkszäh-
lungen, das Bundesverfassungsgericht 
hat diese Praxis auch bei der Volkszäh-
lung 1987 geprüft und gebilligt. Das 
Merkmal ist auch 2011 wichtig: schon 

um überhaupt einmal zu erfahren, wie 
viele Muslime in Deutschland leben! 
 
Einigkeit besteht aber in folgendem 
Punkt: Wir brauchen einen neuen Zen-
sus 2011, denn mit unseren veralteten 
Zahlen lässt sich im wahrsten Sinne 
des Wortes „kein Staat mehr machen“ . 
Oder, um noch einmal einen alten 
Spontispruch aus den 80ern zu zitie-
ren: „Der Klügere zählt nach“! 
 
Ihre Kristina Köhler 
 
 
Mehr von unserer Bundestagsabge-
ordneten und ihrer Arbeit unter 
www.kristina-koehler.de 

MIT Wiesbaden: Der Startschuss ist 
gefallen - beteiligt Euch am Girls’Day 
und lernt neue Berufe kennen! 
 
Die Mittelstands- und Wirtschaftsver-
einigung (MIT) Wiesbaden ruft alle 
interessierten Schülerinnen der Klas-
sen 5 bis 10 zur Teilnahme am 8. 
Girls’Day am 23. April 2009 auf.  
 
Gesucht werden: interessierte Mäd-
chen 
 
Wünschenswert wäre es, wenn sich 
viele Mädchen dazu entschließen wür-
den, typische Männerberufe kennen zu 
lernen. 

Gleichzeitig appelliert die MIT Wies-
baden an alle Wiesbadener Unterneh-
men, Betriebe mit technischen Abtei-
lungen und Ausbildungen, Hochschu-

len und Forschungszentren, den Schü-
lerinnen das vielfältige und abwechs-
lungsreiche Angebot zu präsentieren. 
 
Denn frühzeitige und umfangreiche 
Informationen über z.B. den Beruf der 
Kfz-Mechatronikerin, Maler- und La-
ckiererin, Feinmechanikerin, Tischle-
rin oder der Elektronikerin sind gute 
Voraussetzungen für ihre spätere Be-
rufswahl. In Werkstätten, Büros und 
Laboren bietet sich eine hervorragende 
Gelegenheit für Mädchen, Einblick in 
die Praxis verschiedenster Bereiche der 
Arbeitswelt zu gewinnen und Kontakte 
herzustellen. Wichtig ist jedoch dabei, 
dass die Mädchen selbst mit Hand an-
legen können.  
 
Mädchen im Handwerk und Technik 
unterrepräsentiert 
 
Es gibt in handwerklichen Berufen 
mehr als 120 Ausbildungsberufe, die 
die vielfältigen Perspektiven eröffnen. 
Dennoch entscheiden sich immer noch 

überproportional viele junge Frauen 
häufig für typische Frauenberufe oder 
Studienfächer und lassen die techni-
schen Berufe außen vor. Doch gerade 
in den technischen Berufen wird quali-
fizierter Nachwuchs gesucht, sodass 
hier ihre Chancen, nach der Schulzeit 
einen Ausbildungsplatz zu bekommen, 
sehr hoch sind. Damit schöpfen sie 
leider ihre Berufsmöglichkeiten nicht 
voll aus. 
 
Gefragt sind: Betriebe, die am Girls‘ 
Day teilnehmen 
 
Daher starten wir einen Aufruf an alle 
MIT-Mitglieder und mittelständi-
sche Unternehmen, einer Schülerin 
am Girls’Day einen Einblick in ihren 
Betrieb zu gewähren.  
 
Haben Sie Interesse? Dann melden Sie 
sich bitte bis spätestens 09. April 
2009 bei Herrn Dr. Reinhard Völker 
per Mail: r.voelker@medi-konzept.de. 

(Renate Diefenbach) 


